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Einleitung 

Die Medienwelt befindet sich seit geraumer Zeit in einem Prozess grundlegen-
den Wandels. Neben die überkommenen Erscheinungsformen von Presse, Fernse-
hen, Hörfunk und Film treten Internetangebote und neuartige Fernsehformate. 
Nicht zuletzt wegen der rasant verlaufenden Entwicklung auf dem Gebiet der Tele-
kommunikationstechnik steht heute eine kaum überblickbare Zahl allgemein 
zugänglicher Informations- und Kommunikationsangebote zur Nutzung bereit. 

Der Gesetzgeber steht vor der schwierigen Aufgabe, mit der Geschwindigkeit 
der Entwicklung Schritt zu halten und sachgerechte und verlässliche Rahmenbe-
dingungen für bestehende und künftige Medienangebote zu schaffen.  Ein wichtiger 
Teil dieser Aufgabe betrifft  die wirtschaftliche Dimension der Mediennutzung. Der 
Ausbau der kommerziellen Einsatzmöglichkeiten moderner Medien wird in den 
westlichen Industrienationen als eine entscheidende Voraussetzung für die Siche-
rung langfristigen wirtschaftlichen Wachstums angesehen. 

Hohe Erwartungen sind unter anderem mit einer Nutzung des Internets und des 
Fernsehens zum Direktvertrieb von Waren und Dienstleistungen verbunden. In 
Anknüpfung an die jeweils verwendeten Medien wird insoweit zwischen „Tele-
shopping" und „Onlineshopping" unterschieden. Unter Ersterem wird, vereinfacht 
formuliert,  die Bestellung von Waren oder Dienstleistungen aufgrund von Ver-
kaufssendungen im Fernsehen, unter Letzterem der Einkauf über das Internet ver-
standen1. Beiden Absatzformen liegt das gleiche Grundprinzip zugrunde: Auf der 
einen Seite werden die Kunden durch das Teleshopping- oder Onlineshopping-
angebot in (audio-) visueller Form über die verfügbaren  Waren und Dienstleistun-
gen und die Modalitäten eines Vertragsabschlusses informiert,  auf der anderen 
Seite wird ihnen die Möglichkeit geboten, die präsentierten Produkte direkt zu 
bestellen. 

Im Zusammenhang mit Teleshopping und Onlineshopping ergeben sich vielfäl-
tige rechtliche Fragen in unterschiedlichen Rechtsbereichen. Im Zentrum der 
rechtswissenschaftlichen Aufmerksamkeit  stand in letzter Zeit vor allem der Ein-
kauf über das Internet, dessen Eigenheiten unter anderem aus vertragsrechtlicher2, 

1 Darüber hinaus werden als Teleshopping teilweise auch die Verkaufssendungen im Fern-
sehen als solche bezeichnet; vgl. etwa § 2 Abs. 2 Nr. 8 Rundfunkstaatsvertrag  und § 2 Abs. 2 
Nr. 1 Mediendienstestaatsvertrag. Hierzu und zur näheren Begriffsbestimmung  siehe A. III. 
1., 2. 

2 Siehe etwa v. Bernuth,  in: Hamann/Weidert (Hrsg.), E-Commerce und Recht, S. 173 ff.; 
Corde,  Form und Zugang von Willenserklärugen im Internet; Geis,  Recht im eCommerce, 
S. 11 ff. 

2 Kroymann 
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wettbewerbsrechtlicher3, urheberrechtlicher4 und steuerrechtlicher5 Sicht begut-
achtet worden sind. 

In der vorliegenden Untersuchung soll der Blick auf den „Medienaspekt" von 
Teleshopping und Onlineshopping gerichtet werden. Da beide Absatzformen auf 
einem telekommunikativen Informationsaustausch basieren, stellt sich die Frage 
nach einer spezifischen medienrechtlichen Regulierung. Ausgehend von einem 
Verständnis des Medienrechts als der Summe derjenigen Rechtsvorschriften,  die 
sich mit den Herausforderungen  der überindividuellen Kommunikation befassen6, 
ist insoweit zu differenzieren:  Während der Vertragsabschluss beim Teleshopping 
wie auch beim Onlineshopping im Wege der Individualkommunikation erfolgt  und 
daher für sich betrachtet keinen medienrechtlichen Regelungsbedarf  auslöst, han-
delt es sich bei der (audio-) visuellen Präsentation der offerierten  Produkte um 
Informationsangebote, die in der Regel an einen nicht vorher eingegrenzten Per-
sonenkreis gerichtet sind. Damit bietet sich grundsätzlich ein Ansatzpunkt für 
medienrechtliche Regelungen, zumal es zu Überschneidungen und Verknüpfungen 
von Teleshopping- und Onlineshoppingangeboten mit „klassischen" Medieninhal-
ten wie Nachrichten und Unterhaltung kommen kann. 

In ihrer Eigenschaft als an die Öffentlichkeit  gerichtete Informationsangebote 
sind Teleshopping- und Onlineshoppingangebote inzwischen Gegenstand zahlrei-
cher gesetzlicher Bestimmungen. Besondere Regelungen zu Einkaufssendungen 
im Fernsehen und allgemeine Grundsätze für Rundfunkprogramme enthält der 
Rundfunkstaatsvertrag  der Länder (RStV)7. Für bestimmte Formen von Teleshop-
pingangeboten gilt nicht der Rundfunkstaatsvertrag,  sondern der Mediendiens-
testaatsvertrag der Länder (MDStV)8. Vorschriften  zu Teleshoppingsendungen fin-
den sich zudem in den Landesmediengesetzen9. Onlineshoppingangebote unterfal-
len regelmäßig dem Informations- und Kommunikationsdienstegesetz (IuKDG)10 

des Bundes, einem Artikelgesetz, durch das unter anderem das Gesetz über die 

3 Weidert,  in: Hamann/Weidert (Hrsg.), E-Commerce und Recht, S. 211 ff. 
4 Hugenholtz  (Hrsg.), Copyright and Electronic Commerce; Völker,  in: Hamann/Weidert 

(Hrsg.), E-Commerce und Recht, S. 195 ff. 
5 Breithecker/Klappdor,  in: dies. (Hrsg.), Praxisforum E-Commerce 1, S. 55; Gummert / 

Trapp , Neue Medien im Steuerrecht; Strunk  (Hrsg.), Steuern und E-Commerce. 
6 Lecheler,  Jura 1998, 225; vgl. auch Fechner,  Medienrecht, Rn. 5 ff.;  Paschke , Medien-

recht, Rn. 1 ff.;  näher zum Begriff  des Medienrechts B. I. 1. 
7 Zuletzt geändert durch Artikel 1 des Siebten Staatsvertrags zur Änderung rundfunkrecht-

licher Staatsverträge vom 23. bis 26. September 2003, siehe etwa GBl. BW 2004, S. 104. 
8 Zuletzt geändert durch § 25 Abs. 4 des Staats Vertrages über den Schutz der Menschen-

würde und den Jugendschutz in Rundfunk und Telemedien (Jugendmedienschutz-Staatsver-
trag) vom 10. bis 27. September 2002, siehe etwa GBl. BW 2003, S. 93. 

9 Etwa in § 11 Abs. 1, 3 Landesmediengesetz Baden-Württemberg, GBl. BW 2004, S. 104, 
und in den §§ 35-37 Landesrundfunkgesetz Mecklenburg-Vorpommern, GVOB1. MV 2000, 
S. 85. 

10 Gesetz vom 22. Juli 1997, BGBl. 1997 I, 1870. 
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Nutzung von Telediensten (Teledienstegesetz, TDG)11 geschaffen  wurde. Tele-
shopping- und Onlineshoppinganbieter müssen darüber hinaus bei der Gestaltung 
ihrer Angebote die allgemeinen Anforderungen  des öffentlichen  und privaten Wirt-
schaftsrechts berücksichtigen, wie sie sich etwa aus dem Gewerberecht, dem Recht 
der freien Berufe und dem Wettbewerbsrecht ergeben. 

Erhebliche Unsicherheiten bestehen bezüglich der Anforderungen  höherrangi-
gen Rechts, die der Gesetzgeber bei einer Regulierung von Teleshopping- und 
Onlineshoppingangeboten zu beachten hat. Dies betrifft  zum einen die Frage, wel-
cher inhaltliche Gestaltungsspielraum dem Gesetzgeber zur Verfügung steht, zum 
anderen aber auch die Frage, wie die Rechtsetzungskompetenzen im Zusammen-
hang mit Teleshopping- und Onlineshoppingangeboten verteilt sind. Vorgaben für 
die Gesetzgebung können sich insoweit sowohl aus dem Verfassungsrecht  als auch 
aus dem europäischen Gemeinschaftsrecht und dem Völkerrecht ergeben. 

Ziel dieser Untersuchung ist es, den Inhalt der materiellen und kompetenziellen 
Vorgaben herauszuarbeiten, die den deutschen Gesetzgeber bei einer Regulierung 
von Teleshopping- und Onlineshoppingdiensten binden. Auf die schnelllebigen 
einfachgesetzlichen Regelungen zu Teleshopping- und Onlineshoppingangeboten 
soll dabei nur insoweit näher eingegangen werden, als dies im Interesse einer ver-
ständlichen und anschaulichen Darstellung als angezeigt erscheint. 

Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt im Bereich des Verfassungsrechts.  In 
materieller Hinsicht stellt sich hier insbesondere die Frage nach den Anforderun-
gen der durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG geschützten Rundfunkfreiheit,  mit denen 
die umfassende medienrechtliche Regulierung von Fernsehen und Hörfunk in 
Deutschland begründet worden ist. Untersucht werden soll, inwieweit Teleshop-
ping- und Onlineshoppingangebote dem Gewährleistungsbereich der Rundfunk-
freiheit  zuzuordnen sind und welche rechtliche Folgen sich aus einer solchen 
Zuordnung ergeben. Weiterhin soll geprüft  werden, welche Vorgaben aus den übri-
gen Kommunikationsfreiheiten des Art. 5 Abs. 1 GG zu entnehmen sind. Auf der 
anderen Seite wird zu untersuchen sein, inwieweit die Wirtschaftsfreiheiten  aus 
Art. 12 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 GG den gesetzgeberischen Handlungsspielraum 
bei einer Regulierung von Teleshopping- und Onlineshoppingangeboten einschrän-
ken. 

Neben dem Verfassungsrecht  enthält auch das europäische Gemeinschaftsrecht 
inhaltliche Vorgaben für eine Regulierung audiovisueller Waren- und Dienstleis-
tungsangebote. Zu denken ist hier einerseits an das primäre Gemeinschaftsrecht, 
andererseits an die im Bereich der audiovisuellen Medien ergangenen Richtlinien. 
In primärrechtlicher  Hinsicht soll der Frage nachgegangen werden, welche Bedeu-
tung die im EG-Vertrag verankerten Grundfreiheiten  und die Gemeinschaftsgrund-
rechte für die nationale Gesetzgebung zu Waren- und Dienstleistungsangeboten im 

» Gesetz vom 22. Juli 1997, BGBl. 1997 I, 1870, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2001, BGBl. 2001 1, 3721. 
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